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Birgit Homburger

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Winfried
Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
des Abg. Gert Winkelmeier [fraktionslos])

Wir sind der Auffassung, dass, solange die allgemeine
Wehrpflicht besteht, diejenigen, die ihrem Dienst und ih-
rer Pflicht nachkommen, wenigstens eine einigermaßen
nachvollziehbare Anerkennung erhalten sollten. Des-
halb fordert die FDP seit langem die Erhöhung des
Wehrsolds. Wir haben im letzten Jahr, am 4. Juli, einen
Antrag dazu eingereicht. Eine solche Erhöhung war
lange umstritten, obwohl sie gerade einmal knapp
0,2 Prozent des gesamten Verteidigungshaushalts aus-
macht. Wenn die Wehrpflichtigen wirklich die Bedeu-
tung haben, die der Verteidigungsminister hier eben be-
schrieben hat, dann hätte man ihnen diese Anerkennung
schon früher geben müssen. 

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Winfried
Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Gert Winkelmeier [fraktionslos])

Wir haben uns dann, und zwar über alle Fraktionen
hinweg, im Laufe der Haushaltsberatungen im letzten
Jahr auf eine Wehrsolderhöhung verständigt und diese
im Bundeshaushalt eingestellt. An dieser Stelle möchte
ich sehr deutlich sagen, dass ich von dem Engagement
der Wehrdienstleistenden beeindruckt war. Sie haben
sich massiv engagiert. Herr Ahammer, der Beisitzer der
Grundwehrdienstleistenden beim Deutschen Bundes-
wehr-Verband, hat beispielsweise eine Petition einge-
reicht, und die Wehrdienstleistenden haben die Erhö-
hung zu einem Thema auf ihrer Bundestagung gemacht.
Die Tatsache, dass diese jungen Männer das Thema so
engagiert aufgegriffen haben, hat auch politischen Druck
erzeugt. Heute zeigt sich, dass politisches Engagement
sich rentiert, dass es richtig ist, sich politisch zu engagie-
ren. Es ist auch der Erfolg der Grundwehrdienstleisten-
den, dass heute diese Erhöhung beschlossen werden
kann.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
LINKEN)

Betrachtet man die Erhöhung um 2 Euro einmal ge-
nauer, dann stellt man fest, dass, wenn man die Inflation
herausrechnet, faktisch nur eine Erhöhung um 1 Euro
übrigbleibt. Deswegen bleibt zu hoffen, dass die nächste
Anpassung nicht wieder neun Jahre auf sich warten lässt.
Denn wenn die Inflation weiterhin ähnlich verläuft, wäre
man dann im Jahr 2017 wieder auf dem Stand von 1999.
Das wird der Bedeutung der Wehrpflichtigen überhaupt
nicht gerecht.

(Beifall bei der FDP)

Allerdings – hier unterscheidet sich die Einschätzung
der FDP-Bundestagsfraktion erheblich von der des Bun-
desverteidigungsministers – müssen wir uns dann viel-
leicht gar nicht mehr über einen Wehrsold unterhalten.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte anlässlich dieser Debatte darauf aufmerksam
machen, dass zwischenzeitlich nur noch 17 Prozent ei-
nes Jahrgangs wirklich Wehrdienst leisten. Insgesamt

leisten circa 60 Prozent eines Jahrgangs weder Wehr-
noch Zivildienst. Vor diesem Hintergrund kann von
Wehrgerechtigkeit schon lange nicht mehr gesprochen
werden, sondern nur noch von Wehrungerechtigkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
LINKEN und des Abg. Gert Winkelmeier
[fraktionslos] – Winfried Nachtwei [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es ist eine gemeine
und nicht eine allgemeine Wehrpflicht!)

Es ist auf Dauer nicht akzeptabel, dass die einen die-
nen, während die anderen verdienen. Angesichts der Tat-
sache, dass sich die Bundeswehr zu einer Armee im Ein-
satz gewandelt hat und sich damit ganz anders darstellt
als noch vor einigen Jahren, sollten wir uns der Debatte
um die Wehrpflicht annehmen. Die Wehrpflicht – das
hat schon Roman Herzog gesagt – ist nur dann gerecht-
fertigt, wenn sie für die Aufrechterhaltung der äußeren
Sicherheit unabdingbar notwendig ist. Wenn wir uns die
sicherheitspolitische Lage Deutschlands anschauen,
dann sehen wir, dass das heute nicht mehr der Fall ist. Es
hat sich deutlich geändert. Vor diesem Hintergrund muss
diese Debatte geführt werden. 

(Beifall bei der FDP)

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren,
tritt die FDP-Bundestagsfraktion für eine Aussetzung
der Wehrpflicht ein. Wir sind der Auffassung, dass man
sich den Gegebenheiten stellen muss, dass die Bundes-
wehr zukunftsfähig gemacht werden muss und dass eine
Umstrukturierung erfolgen muss, um den zukünftigen
Herausforderungen gerecht zu werden. Ich sage aber
auch für meine Fraktion: Solange es die allgemeine
Wehrpflicht gibt, werden wir uns immer für die Interes-
sen der Wehrpflichtigen einsetzen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächster Redner ist der Kollege Hans-Peter Bartels,

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe

Kollegin Homburger, der feste Wille der Koalitionsfrak-
tionen ist, dass es nicht bei dieser Erhöhung des Wehr-
soldes bleibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Max
Stadler [FDP]: Was zu gegebener Zeit zu be-
weisen wäre! – Winfried Nachtwei [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es ist immer nur die
Frage, wann!)

Nach neun Jahren nehmen wir – Gott sei Dank – wieder
einmal eine Erhöhung vor. Auch nach meinem Gefühl ist
ein bisschen viel Zeit vergangen.

Eine Erhöhung um 2 Euro – das entspricht einer Er-
höhung um 25 Prozent – hört sich nicht nach viel an.
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Aber wir reden hier in der Tat nicht über Gehälter, son-
dern über den Wehrsold. Er musste allerdings dringend
angehoben werden; denn in der Zwischenzeit sind die
Tariflöhne nach den Zahlen der Hans-Böckler-Stiftung
um 20 Prozent gestiegen. Eine Erhöhung war also drin-
gend geboten. 

Schon die letzte Erhöhung 1999 um 1 DM war knapp
bemessen. Damals hatte die SPD beantragt – ich war
noch nicht Mitglied des Bundestages –, eine Erhöhung
um 2 DM durchzuführen. Vielleicht sollte man in Zu-
kunft nicht mehr so lange bis zur nächsten Erhöhung
warten und es sich damit ersparen, in einer gewaltigen
Aktion eine Erhöhung durchzuführen. Man sollte die Er-
höhung des Wehrsolds lieber an lineare Erhöhungen, die
es für Angehörige des öffentlichen Dienstes auf anderem
Wege gibt, koppeln. Das haben die Wehrpflichtigen ver-
dient.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich bin sehr froh, dass wir gegen den Widerstand der
Haushälter – nicht alle in diesem Haus waren zunächst
willens, Geld in die Hand zu nehmen – eine Erhöhung
um 2 Euro statt einer Erhöhung um 1 Euro durchsetzen
konnten. Dass dies möglich ist, ist das Ergebnis der An-
strengungen der „Verteidiger“ in beiden Koalitionsfrak-
tionen. Wir sind froh, dass wir auch die FDP und die
Grünen dabei an unserer Seite haben.

Wir fragen uns natürlich immer, ob das Geld, das wir
der Bundeswehr zur Verfügung stellen, richtig angelegt
ist. Wir ziehen nun zusätzliche Wehrpflichtige ein – die
zugrunde liegenden Probleme wurden schon angespro-
chen; auch der Minister hat dies getan –, um den Aspekt
der Wehrgerechtigkeit zu beachten. Diese 6 700 zusätz-
lich eingezogenen Wehrpflichtigen kosten mehr Geld. Es
kann eigentlich nur – um mit Bismarck zu sprechen – ein
„System der Aushilfen“ sein. Das ist zwar nicht schlecht.
Aber wir sollten zu einer anderen Systematik und zu ei-
ner intelligenten Weiterentwicklung der Wehrpflicht
kommen, damit wir sie bewahren. Wir sollen unter den
neuen Bedingungen mehr Freiheit und mehr Freiwillig-
keit gewährleisten. Dazu wird mein Kollege Maik
Reichel nachher noch einiges sagen.

Ich will zur Attraktivität der Bundeswehr noch ein
paar Worte verlieren. Durch die Erhöhung des Wehrsol-
des wird der Dienst in der Bundeswehr substanziell nicht
wirklich attraktiver.

(Dr. Max Stadler [FDP]: Sehr vorsichtig aus-
gedrückt!)

Das ist ein kleines Element. Aber es gibt auch andere
Aspekte, die für Wehrpflichtige heute zumindest ge-
nauso wichtig, wahrscheinlich noch wichtiger, sind. Das
ist zunächst einmal die Planbarkeit des Zeitpunkts für
den Dienstantritt. Wann wird man gezogen? An wel-
chem Ort wird man stationiert? Es geht auch darum, in-
wieweit den Wünschen der Wehrpflichtigen Rechnung
getragen wird. In welchem Bereich können sie tätig wer-
den?

Wenn man mit Wehrpflichtigen spricht, erfährt man,
dass die Ausgestaltung des Dienstes nicht immer zu-

friedenstellend ist. Es gibt auch das Problem der Unter-
forderung. Wir sind der Meinung, dass Wehrpflichtige in
der Bundeswehr gefordert werden wollen und können.
Wir wollen, dass Wehrpflichtige nicht nur Handlangertä-
tigkeiten ausführen, sondern in verantwortlicher Weise
Dinge tun können, die ihrem Ausbildungsstand entspre-
chen. Die Ausgestaltung des Dienstes – weg vom Gam-
meldienst, über den wir schon vor 25 Jahren diskutiert
haben – bleibt ein Thema für die Bundeswehr, auch
wenn sie heute weniger Wehrpflichtige für die Aufrecht-
erhaltung ihres Dienstbetriebes braucht.

Ein weiteres Thema wäre der Zustand der Unter-
künfte. Diesbezüglich haben wir allerdings schon eini-
ges auf den Weg gebracht. Das Sonderprogramm für die
Sanierung der Kasernen ist für die Attraktivität des
Dienstes ein wichtiger Punkt. 

Der Minister hat es schon angesprochen: Dass 50 Pro-
zent der Zeit- und Berufssoldaten aus der Gruppe der
Grundwehrdienstleistenden gewonnen werden – sie wis-
sen also nicht schon vorher, dass sie diesen Beruf für
längere ergreifen wollen; sie tun dies, weil sie die Bun-
deswehr kennengelernt haben –, ist ein Beleg dafür, dass
wir erstens die Wehrpflicht brauchen und dass zweitens
der Wehrdienst attraktiv sein muss. In der Bundeswehr
muss man die Erfahrung machen, dass es sich lohnt, da-
bei zu bleiben. 

Wenn wir über die Zukunft der Wehrpflicht reden,
dann müssen wir uns in diesem Zusammenhang auch die
Frage stellen, wie sinnvoll es ist, dass der Wehrdienst in-
nerhalb von neun Monaten absolviert wird. Wenn wir im
Rahmen der Weiterentwicklung der Wehrpflicht zu ei-
nem anderen, intelligenteren Modell übergehen, dann
muss dieser Zeitraum noch einmal auf den Prüfstand
gestellt werden. Zwölf Monate – solange dauern andere
vergleichbare Dienste; und so lange hat der Wehrdienst
früher auch über eine lange Zeit gedauert – sind sicher-
lich eine planbarere Größe als die Untergrenze von neun
Monaten, die zurzeit besteht.

(Horst Friedrich [Bayreuth] [FDP]: Wir hatten 
auch schon 18!)

Aber für viele kommt die Grenze von neun Monaten ja
auch gar nicht zum Tragen; viele leisten freiwillig einen
längeren Wehrdienst ab. 

Lassen Sie mich eine Bemerkung zur generellen
Attraktivität des Wehrdienstes machen. Der Bundes-
wehrverband hat unter seinen Mitgliedern entsprechende
Umfragen durchgeführt. Über die Repräsentativität die-
ser Umfragen kann man sicherlich streiten; aber die Tat-
sache, dass die Ergebnisse in eine bestimmte Richtung
tendieren, muss uns doch dazu bringen, auch über das
nachzudenken, was über die Wehrpflicht an sich hinaus-
geht, nämlich die Attraktivität des Wehrdienstes für Zeit-
und Berufssoldaten. Denn was diese Soldaten über den
Wehrdienst sagen, wirkt sich darauf aus, wie attraktiv
die Bundeswehr in der Gesellschaft und in der Genera-
tion derjenigen, die in die Bundeswehr nachrücken,
wahrgenommen wird. Wenn das Signal aus der Bundes-
wehr ist: „Es lohnt sich nicht, Wehrdienst zu leisten, ich
würde das meinen eigenen Kindern nicht empfehlen“,
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dann ist das ein Problem. Wir müssen daran arbeiten,
dass die Berufe der äußeren Sicherheit von den materiel-
len Bedingungen, von der Planbarkeit und der Familien-
freundlichkeit her ähnlich attraktiv werden, wie es die
Berufe der inneren Sicherheit – Polizei – in den vergan-
genen Jahren nach und nach geworden sind. In diesem
Bereich hat die Bundeswehr Nachholbedarf. Wir werden
das Ministerium bzw. die Bundesregierung dabei unter-
stützen, in diesem Bereich mehr zu tun.

Heute geht es um 2 Euro. Der Antrag der FDP-Frak-
tion ist damit sozusagen auf freundliche Art und Weise
erledigt.

(Zuruf von der FDP: Nach knapp einem 
Dreivierteljahr!)

Ich bin froh, dass wir hier gemeinsam eine Debatte füh-
ren, die in die gleiche Richtung führt. Wir haben zwar
unterschiedliche Argumente; aber wir alle wollen, dass
die Wehrpflicht für die jungen Wehrdienstleistenden
– auch die Zivildienstleistenden – materiell ein kleines
bisschen attraktiver, dass die Besoldung angemessener
wird. Ich bin froh, dass wir dafür heute die Zustimmung
des Hauses in dieser Breite erhalten. Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Der nächste Redner ist der Kollege Paul Schäfer,

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Paul Schäfer (Köln) (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn es

um die Entlohnung abhängig Beschäftigter geht, hat die
Linke klare Positionen. Wir sagen: Man muss davon le-
ben können. – Deshalb reden wir über den gesetzlichen
Mindestlohn. Wir reden darüber, dass ständig steigende
Lebenshaltungskosten ausgeglichen werden müssen –
Stichwort „Inflationsausgleich“. Wir reden davon, dass
die Arbeitnehmer am Produktivitätsfortschritt teilhaben
sollen, um ihren Lebensstandard zu steigern. 

Den letzten Aspekt können wir getrost beiseitelassen;
denn jetzt reden wir über den Wehrsold. Wir reden über
einen Inflationsausgleich und eine Aufstockung des
Wehrsolds, der zuletzt vor neun Jahren und seitdem nicht
mehr erhöht wurde. Allein wenn man bedenkt, wie sehr
die Lebenshaltungskosten gestiegen sind, dann muss
man zu dem Schluss kommen, dass diese Anpassung
längst überfällig und völlig gerechtfertigt ist. Solange es
die Wehrpflicht gibt, muss man auch über Wege nach-
denken, wie eine Dynamisierung des Wehrsolds erreicht
werden kann; denn sonst wird vielleicht in zehn Jahren
wieder die gleiche Situation bestehen.

(Beifall des Abg. Hüseyin-Kenan Aydin [DIE
LINKE] und des Abg. Gert Winkelmeier
[fraktionslos])

Wir stimmen diesem Gesetz also zu, vor allem, weil es
auch den Zivildienstleistenden zugutekommt, deren
Leistungen man an dieser Stelle einmal würdigen sollte.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DlE GRÜ-
NEN und des Abg. Gert Winkelmeier [frak-
tionslos])

Ist der Sold auskömmlich? Es ist schon gesagt wor-
den: In den ersten drei Monaten gab es bisher 222 Euro
Sold, künftig werden es 282 Euro sein. Man muss natür-
lich berücksichtigen, dass Unterkunft, Verpflegung,
Dienstkleidung etc. gestellt werden. Aber es ist nicht üp-
pig, was für die Wehrdienstleistenden herauskommt. Das
ist nur zu rechtfertigen, wenn man berücksichtigt, dass
es sich um eine kurze Lebensspanne handelt, in der sich
die Grundwehrdienstleistenden in dieser Situation befin-
den, nämlich neun Monate. Für diese ist es oft keine pro-
duktive Zeit; denn sie bringt sie beruflich nicht weiter. 

Deshalb liegt unser Vorschlag zu einer deutlichen An-
hebung des Entlassungsgeldes weiter auf dem Tisch.
Gegenwärtig sind es 690 Euro. Das ist, so scheint es uns,
ein sehr geringer Betrag. Wir schlagen nicht eine Aufsto-
ckung von 10 oder 20 Euro vor, sondern wir meinen
– darüber muss man dann diskutieren –, die Aufstockung
könnte so hoch sein, dass der Betrag vierstellig wird. Um
den Übergang von der Wehrpflicht in den Beruf oder in
eine weitere Ausbildung zu erleichtern, wäre das sinn-
voll.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos])

Aber es gilt generell, liebe Kolleginnen und Kollegen:
Die Wehrpflicht, über die wir hier reden, ist nicht mehr
zeitgemäß. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der heutige Wehrdienst, der nur eine kleine Minderheit
erfasst, der sogenannte Auswahlwehrdienst, ist überaus
ungerecht. Nehmen Sie nur einmal einen Geburtsjahr-
gang. Vom Geburtsjahrgang 1983 haben 62 000 junge
Männer ihren Wehrdienst geleistet, das sind 14 Prozent
dieses Altersjahrgangs. Das ist die allgemeine Wehr-
pflicht. Das kann überhaupt nicht sein. 

Die Wehrpflicht als eine Art Zwangsdienst ist nur
durch eine bestimmte Sicherheitslage zu begründen, also
durch eine spezielle militärische Bedrohungs- und Ge-
fährdungslage. Diese ist aber nicht mehr gegeben. Des-
halb sollte man mit der Wehrpflicht schleunigst aufhö-
ren.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Im Übrigen weiß die Bundeswehr gar nicht so richtig,
was sie mit den Wehrpflichtigen anfangen soll. Die
Beispiele, wie Unterforderung und Unzufriedenheit, sind
genannt worden. Ich habe mehrfach gefragt, wofür die
Wehrpflichtigen eingesetzt werden sollen. Eine konkrete
und präzise Antwort bekommt man auf diese Frage
nicht. Die Bundeswehr interessiert sich für die Wehr-
pflichtigen nur insoweit, als man aus ihnen Menschen
für den weiteren militärischen Dienst rekrutieren will.


